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KURZE BEGRÜNDUNG 

Der Vorschlag für eine Verordnung über die Sicherheit von Offshore-Aktivitäten zur 

Prospektion, Exploration und Förderung von Erdöl und Erdgas 2011/0309 (COD) ist eine 

äußerst wichtige Rechtsetzungsinitiative, mit der die EU die einmalige Chance erhält, 

problematische Lücken zu schließen und vor allem eine echte EU-weite Sicherheitskultur zu 

schaffen. Eine Verordnung ist hierfür auf jeden Fall die angemessene Rechtsgrundlage und 

wird die einheitliche, zügige und direkte Umsetzung entsprechender Vorschriften in ganz 

Europa sicherstellen. Indem am Markt für gleiche Wettbewerbsbedingungen gesorgt und der 

Spielraum für eine abweichende nationale bzw. regionale Auslegung der Vorschriften 

verringert wird, kann das mit der Verordnung verfolgte Ziel wirksam umgesetzt werden, 

wovon letztlich auch die Wirtschaft, die nationalen Behörden und die Bürger der EU 

profitieren. Eine umfassendere Reform und strengere Vorschriften für riskante 

Unternehmungen sind aber dennoch unverzichtbar. Was die bevorzugte politische Option 

betrifft, sollte ein stärker institutionalisierter Ansatz verfolgt werden, damit die europäische 

Komponente – vorzugsweise in Gestalt der Europäischen Agentur für die Sicherheit des 

Seeverkehrs (EMSA) – bei der Überwachung von Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 

eine größere Rolle spielt (Option 3). Die Aufgaben der Agentur sollten in diesem 

Zusammenhang nicht auf die Intervention im Krisenfall beschränkt sein, sondern Europa 

sollte die Erfahrungen der EMSA im Bereich der Prävention von Ölkatastrophen (Audits, 

Erkennung, Inspektionen, Schulungen) und im Zusammenhang mit der Überwachung der 

ordnungsgemäßen Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften nutzen. Grundsätzlich sollte das 

Europäische Parlament sich als Mitgesetzgeber dafür einsetzen, dass die Belange der 

Bevölkerung in den Küstengebieten und der Arbeitnehmer sowie Umweltfragen in dem 

Rechtsakt in einem ausgewogenen Verhältnis zu anderen Aspekten stehen. 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Industrie, Forschung und 

Energie, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Artikel 191 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) legt als Ziele die Erhaltung und 

den Schutz der Umwelt sowie die 

Verbesserung ihrer Qualität fest und 

begründet die Verpflichtung, alle 

(1) Artikel 191 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) legt als Ziele die Erhaltung und 

den Schutz der Umwelt sowie die 

Verbesserung ihrer Qualität fest und 

begründet die Verpflichtung, alle 
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Unionsmaßnahmen durch ein hohes 

Schutzniveau zu unterstützen, das auf den 

Grundsätzen der Vorsorge und 

Vorbeugung beruht, sowie die 

Verpflichtung zu einer umsichtigen und 

rationellen Verwendung der natürlichen 

Ressourcen. 

Unionsmaßnahmen durch ein hohes 

Schutzniveau zu unterstützen, das auf den 

Grundsätzen der Vorsorge und 

Vorbeugung beruht, sowie die 

Verpflichtung zu einer umsichtigen und 

rationellen Verwendung der natürlichen 

Ressourcen. Im Zusammenhang mit der 

vollständigen Haftung für Schäden, die 

durch die dieser Verordnung 

unterliegenden Aktivitäten verursacht 

werden, ist das Verursacherprinzip nach 

Artikel 191 Absatz 2 AEUV zu beachten. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Ziel dieser Verordnung ist es, die 

Häufigkeit der durch Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten verursachten schweren 

Unfälle zu verringern und ihre Folgen zu 

begrenzen, um den Schutz der 

Meeresumwelt und der Volkswirtschaften 

in Küstenregionen vor 

Umweltverschmutzung zu erhöhen, 

Mindestbedingungen für die sichere 

Offshore-Prospektion, -Exploration und 

-Förderung von Erdöl und Erdgas 

festzulegen und mögliche Unterbrechungen 

der heimischen Energieproduktion in der 

Union zu verringern und gleichzeitig die 

Notfalleinsatzmechanismen im Falle eines 

Unfalls zu verbessern. 

(2) Ziel dieser Verordnung ist es, durch 

Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 

verursachte schwere Unfälle zu 

verhindern, deren Häufigkeit zu 
verringern und ihre Folgen zu begrenzen, 

um den Schutz der Meeresumwelt und der 

Volkswirtschaften in Küstenregionen vor 

Umweltverschmutzung zu erhöhen, 

Mindestbedingungen für die sichere 

Offshore-Prospektion, -Exploration und 

-Förderung von Erdöl und Erdgas 

festzulegen und mögliche Unterbrechungen 

der heimischen Energieproduktion in der 

Union zu verringern und gleichzeitig die 

Notfalleinsatzmechanismen im Falle eines 

Unfalls zu verbessern. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Der bestehende fragmentierte 

Rechtsrahmen für die Sicherheit der 

(8) Der bestehende fragmentierte 

Rechtsrahmen für die Sicherheit der 
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Offshore-Aktivitäten in Europa und die 

derzeit zur Gewährleistung der Sicherheit 

angewandten Praktiken der Industrie 

reichen nicht aus, um eine größtmögliche 

Verringerung der Risiken von Offshore-

Unfällen in der gesamten Union und eine 

rasche und möglichst wirksame Reaktion 

auf Unfälle in den Gewässern der Union 

sicherzustellen. Die derzeit geltenden 

Haftungsregelungen ermöglichen es nicht 

immer, den Verantwortlichen eindeutig zu 

bestimmen, und dieser ist möglicherweise 

nicht in der Lage, alle Kosten zu tragen 

und die von ihm verursachten Schäden zu 

beheben, oder haftet nicht dafür. 

Offshore-Aktivitäten in Europa und die 

derzeit zur Gewährleistung der Sicherheit 

angewandten Praktiken der Industrie 

reichen nicht aus, um eine größtmögliche 

Verringerung der Risiken von Offshore-

Unfällen in der gesamten Union und eine 

rasche und möglichst wirksame Reaktion 

auf Unfälle in den Gewässern der Union 

sicherzustellen. Im Rahmen der derzeit 

geltenden Haftungsregelungen sollte dafür 

gesorgt werden, dass der Verantwortliche 

vor Betriebsbeginn immer eindeutig zu 

bestimmen sein sollte und dass dieser – 

letztlich durch Entschädigungssysteme 

auf Gegenseitigkeit – in der Lage sein 

sollte, alle Kosten zu tragen und die von 

ihm verursachten Schäden zu beheben. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Es sollte klargestellt werden, dass die 

Inhaber von Genehmigungen für 

Offshore-Aktivitäten gemäß der 

Richtlinie 94/22/EG potenziell auch 

haftbare „Betreiber“ im Sinne der 

Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 21. April 

2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung 

und Sanierung von Umweltschäden sind 

und nicht berechtigt sein dürfen, ihre 

Verantwortung in dieser Hinsicht auf von 

ihnen beauftragte Dritte zu übertragen. 

(10) Es sollte klargestellt werden, dass der 

Inhaber einer Genehmigung für Offshore-

Aktivitäten gemäß der Richtlinie 94/22/EG 

auch der haftbare „Betreiber“ im Sinne der 

Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 21. April 

2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung 

und Sanierung von Umweltschäden und 

nicht berechtigt ist, seine Verantwortung in 

dieser Hinsicht auf von ihm beauftragte 

Dritte zu übertragen. 

 In Bezug auf sonstige Haftungsfragen 

sollte vor Beginn der Offshore-Aktivitäten 

geklärt und eindeutig festgestellt werden, 

wer die haftenden Parteien sein sollten. 

 

Änderungsantrag 5 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 48 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(48) Da keine bestehenden finanziellen 

Sicherungsinstrumente, einschließlich 

Vorkehrungen zur Risikobündelung, alle 

möglichen Folgen von extremen Unfällen 

abdecken können, sollte die Kommission 

weitere Analysen und Studien zu 

angemessenen Maßnahmen, mit denen ein 

ausreichend solides Haftungssystem für 

Schäden im Zusammenhang mit Offshore-

Erdöl- und -Erdgasaktivitäten sichergestellt 

werden kann, und zu den entsprechenden 

Anforderungen an die finanzielle 

Leistungsfähigkeit durchführen, 

einschließlich der Verfügbarkeit geeigneter 

finanzieller Sicherheitsinstrumente oder 

anderer Vorkehrungen.  

(48) Die Mitgliedstaaten sollten dafür 

sorgen, dass Betreiber in ihrer 

Rechtshoheit durch Vorlage 

entsprechender finanzieller Sicherheiten 

den Nachweis dafür erbringen, dass sie in 

der Lage sind, für die Schäden 

aufzukommen, die durch ihre Tätigkeiten 

verursacht werden, und sie sollten eine 

Entscheidung darüber treffen, welche 

Sicherheitsinstrumente (z. B. Fonds, 

Bankgarantien, Versicherungen und/oder 

Risikobündelung) hierfür geeignet sind. 

Da keine bestehenden finanziellen 

Sicherungsinstrumente, einschließlich 

Vorkehrungen zur Risikobündelung, alle 

möglichen Folgen von extremen Unfällen 

abdecken können, sollte die Kommission 

weitere Analysen und Studien zu 

angemessenen Maßnahmen, mit denen ein 

solides Haftungssystem für Schäden im 

Zusammenhang mit Offshore-Erdöl- und -

Erdgasaktivitäten sichergestellt werden 

kann, und zu den Anforderungen an die 

finanzielle Leistungsfähigkeit durchführen, 

einschließlich der besseren Verfügbarkeit 

finanzieller Sicherheitsinstrumente und 

Vorkehrungen.  

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Bei der Prüfung der technischen und der 

finanziellen Leistungsfähigkeit der 

Einrichtungen, die eine Genehmigung von 

Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 

beantragen, werden insbesondere das 

Risiko, die Gefahren und sonstige relevante 

Informationen in Bezug auf das jeweilige 

Gebiet und das jeweilige Stadium der 

2. Bei der Prüfung der technischen und der 

finanziellen Leistungsfähigkeit der 

Einrichtungen, die eine Genehmigung von 

Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 

beantragen, werden insbesondere das 

Risiko, die Gefahren und sonstige 

relevante Informationen in Bezug auf das 

jeweilige Lizenzgebiet und das jeweilige 
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Explorations- und Förderaktivitäten 

gebührend berücksichtigt, ebenso wie die 

finanzielle Leistungsfähigkeit der 

Antragsteller, einschließlich etwaiger 

finanzieller Sicherheiten und der Fähigkeit, 

Haftungsverbindlichkeiten, die aus den in 

Rede stehenden Offshore-Erdöl- und -

Erdgasaktivitäten entstehen können, 

insbesondere Haftungsverbindlichkeiten 

für Umweltschäden, zu decken. 

Stadium der Explorations- und 

Förderaktivitäten gebührend 

berücksichtigt, ebenso wie die finanzielle 

Leistungsfähigkeit der Antragsteller, 

einschließlich etwaiger finanzieller 

Sicherheiten und der Fähigkeit, alle 

Haftungsverbindlichkeiten, die aus den in 

Rede stehenden Offshore-Erdöl- und -

Erdgasaktivitäten entstehen können, 

insbesondere Haftungsverbindlichkeiten 

für Umweltschäden, zu decken. Auch 

Unfällen oder Vorfällen, bei denen der 

Antragsteller nachweislich haftbar war 

und nachlässig gehandelt hat, 

einschließlich der Transparenz und der 

Wirksamkeit der dabei getroffenen 

Gegenmaßnahmen, ist Rechnung zu 

tragen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Der Antragsteller hat nachzuweisen, 

dass er über hinreichende finanzielle 

Sicherheiten zur Deckung aller 

Haftungsverbindlichkeiten verfügt, die 

aus seinen in Rede stehenden Offshore-

Erdöl- und -Erdgasaktivitäten entstehen, 

insbesondere Haftungsverbindlichkeiten 

für Umweltschäden. Die finanzielle 

Sicherheit muss gültig und wirksam sein, 

bevor mit Bohrungsarbeiten begonnen 

wird. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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 2b. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass die Lizenzerteilungsbehörden eine 

Genehmigung nur unter der Bedingung 

erteilen, dass der Antragsteller den 

Nachweis dafür erbracht hat, dass er 

durch finanzielle Sicherheiten auf der 

Grundlage von Strukturen, über die die 

Mitgliedstaaten zu entscheiden haben, 

entsprechend dafür gesorgt hat oder dafür 

sorgen wird, dass 

Haftungsverbindlichkeiten, die aus den 

Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 

entstehen, insbesondere 

Haftungsverbindlichkeiten für 

Umweltschäden, gedeckt sind. Die 

finanzielle Sicherheit muss gültig und 

wirksam sein, bevor mit 

Bohrungsarbeiten begonnen wird. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Lizenzerteilungsbehörden gemäß 

der Richtlinie 94/22/EG berücksichtigen 

bei der Prüfung der fachlichen und 

finanziellen Leistungsfähigkeit der 

Einrichtungen, die eine Genehmigung von 

Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 

beantragen, die Risken, Gefahren und 

sonstigen relevanten Informationen, die 

den jeweiligen Standort und das jeweilige 

Stadium der Exploration und Förderung 

betreffen. 

4. Die Lizenzerteilungsbehörden gemäß 

der Richtlinie 94/22/EG berücksichtigen 

bei der Prüfung der fachlichen und 

finanziellen Leistungsfähigkeit der 

Einrichtungen, die eine Genehmigung von 

Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 

beantragen, die Risken, Gefahren und 

sonstigen relevanten Informationen, die 

den jeweiligen Standort und das jeweilige 

Stadium der Exploration und Förderung 

betreffen. Die Lizenzerteilungsbehörden 

sorgen dafür, dass die finanziellen 

Sicherheiten zur Deckung von 

Haftungsverbindlichkeiten im Sinne des 

Absatzes 2a den betreffenden Risiken, 

Gefahren und sonstigen relevanten 

Informationen, die den jeweiligen 

Standort und das jeweilige Stadium der 

Exploration und Förderung betreffen, 

entsprechend ausgelegt sind. 
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Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. Die Mitgliedstaaten fördern und 

erleichtern die Schaffung tragfähiger 

Produkte der Deckungsvorsorge. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 4 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4b. Die Kommission legt dem 

Europäischen Parlament und dem Rat bis 

zum [ein Jahr nach der Annahme dieser 

Verordnung] einen Bericht über 

verfügbare Produkte der 

Deckungsvorsorge und mit Vorschlägen 

zu Strukturen der finanziellen 

Absicherung im Sinne des Absatzes 2a 

vor. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 4 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4c. Einrichtungen, die eine Genehmigung 

von Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten beantragen, legen die 

Informationen zum Nachweis für ihre 

technische und finanzielle 

Leistungsfähigkeit und sonstige relevante 

Informationen in Bezug auf das jeweilige 

Gebiet und das jeweilige Stadium der 

Explorations- und Förderaktivitäten 
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vollständig offen und machen diese 

Informationen öffentlich zugänglich. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 4 d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4d. Ein besonderes Augenmerk sollte auf 

ökologisch sensible Meeres- und 

Küstengebiete gerichtet werden, vor allem 

auf Ökosysteme, die wie Salzsümpfe oder 

Seegraswiesen für die Anpassung an den 

Klimawandel und dessen Eindämmung 

eine wichtige Rolle spielen, sowie auf 

Meeresschutzgebiete, wie die besonderen 

Schutzgebiete im Sinne der 

Habitatrichtlinie, die besonderen 

Schutzgebiete im Sinne der 

Vogelschutzrichtlinie und die geschützten 

Meeresgebiete, die von der Gemeinschaft 

oder den betroffenen Mitgliedstaaten im 

Rahmen internationaler oder regionaler 

Übereinkünfte, denen sie als 

Vertragspartei angehören, vereinbart 

wurden. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der Lizenzinhaber haftet gemäß der 

Richtlinie 2004/35/EG für die Vermeidung 

und Sanierung von Umweltschäden, die 

durch Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten verursacht werden, die 

vom Lizenzinhaber oder von jeder auf der 

Grundlage eines Vertrags mit dem 

Lizenznehmer an Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten beteiligten Einrichtung 

durchgeführt werden. Das 

Der Lizenzinhaber haftet gemäß der 

Richtlinie 2004/35/EG für die Vermeidung 

und Sanierung von Umweltschäden, die 

durch Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten verursacht werden, die 

vom Lizenzinhaber oder von jeder auf der 

Grundlage eines Vertrags mit dem 

Lizenznehmer an Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten beteiligten Einrichtung 

durchgeführt werden. Mit dem 
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Akzeptanzverfahren für Aktivitäten gemäß 

dieser Verordnung berührt nicht die 

Haftung des Lizenzinhabers.  

Akzeptanzverfahren für Aktivitäten gemäß 

dieser Verordnung wird sichergestellt, dass 

die Lizenzinhaber gewährleisten, dass sie 

entstehende Haftungsverbindlichkeiten 

decken können. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der Lizenzinhaber haftet gemäß der 

Richtlinie 2004/35/EG für die Vermeidung 

und Sanierung von Umweltschäden, die 

durch Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten verursacht werden, die 

vom Lizenzinhaber oder von jeder auf der 

Grundlage eines Vertrags mit dem 

Lizenznehmer an Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten beteiligten Einrichtung 

durchgeführt werden. Das 

Akzeptanzverfahren für Aktivitäten gemäß 

dieser Verordnung berührt nicht die 

Haftung des Lizenzinhabers. 

1. Der Lizenzinhaber haftet gemäß der 

Richtlinie 2004/35/EG für die Vermeidung 

und Sanierung von Umweltschäden – und 

gilt im Sinne dieser Richtlinie als 

Betreiber –, die durch Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten verursacht werden, die 

vom Lizenzinhaber oder von dem auf der 

Grundlage eines Vertrags mit dem 

Lizenznehmer an Offshore-Erdöl- und 

-Erdgasaktivitäten beteiligten Betreiber 

durchgeführt werden. Das 

Akzeptanzverfahren für Aktivitäten gemäß 

dieser Verordnung berührt nicht die 

Haftung des Lizenzinhabers. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 8a 

 Kontrolle der Offshore-Sicherheit durch 

die Agentur 

 1. Die Europäische Agentur für die 

Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA), 

nachstehend „die Agentur“ genannt, 

leistet der Kommission und den 

Mitgliedstaaten technische und 

wissenschaftliche Hilfe, um dafür zu 

sorgen, dass die Risiken auf ein Minimum 



 

PE492.595v02-00 12/17 AD\913068DE.doc 

DE 

beschränkt sind und die 

Sicherheitsvorschriften der Union für 

Offshore-Erdöl- und Erdgasaktivitäten 

ordnungsgemäß Anwendung finden. 

 2. Die Agentur überprüft nach dieser 

Verordnung erteilte Genehmigungen, 

führt Revisionen bei den zuständigen 

Behörden durch und überwacht sowohl 

Inspektionen als auch Vorkehrungen der 

Mitgliedstaaten für Notfalleinsätze. 

 3. Darüber hinaus ist es Aufgabe der 

Agentur,  

 i) die Mitgliedstaaten und die Kommission 

bei der Ermittlung und Überwachung des 

Umfangs und der ökologischen Folgen 

einer Ölkatastrophe sowie der von 

entsprechenden Anlagen oder in ihrer 

Nähe verkehrenden Schiffen 

ausgehenden Sicherheitsrisiken zu 

unterstützen; 

 ii) die Mitgliedstaaten bei der 

Vorbereitung der Notfalleinsatzpläne und 

bei deren Ausführung im Falle eines 

schweren Unfalls zu unterstützen, vor 

allem, wenn der Unfall 

grenzüberschreitende Auswirkungen hat, 

auch im Fall von grenzüberschreitenden 

Folgen für Gebiete außerhalb der EU-

Gewässer; 

 iii) die Mitgliedstaaten bei der 

Umweltsanierung und –reinigung zu 

unterstützen und grenzüberschreitende 

Notfalleinsätze nach schweren Unfällen 

zu koordinieren – auch in Fällen mit 

grenzübergreifenden Auswirkungen, die 

sich außerhalb der EU-Gewässer 

ereignen; 

 iv) die Mitgliedstaaten bei 

Untersuchungen zu Unfällen an 

Offshore-Anlagen zur Erdöl- und 

Erdgasgewinnung, auch bei der Auswahl 

geeigneter Abhilfemaßnahmen, zu 

unterstützen. 

 Die Agentur setzt sich weltweit in den 

betreffenden regionalen und 
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internationalen Foren für die Anwendung 

hoher Sicherheitsnormen und den Einsatz 

bewährter Verfahren bei Offshore-Erdöl- 

und –Erdgasaktivitäten ein. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der für eine Förderanlage vorzusehende 

Gefahrenbericht enthält die in Anhang II 

Teile 2 und 5 angegebenen Details. 

1. Der für eine Förderanlage vorzusehende 

Gefahrenbericht enthält die in Anhang II 

Teile 2 und 5 angegebenen Details sowie 

den Nachweis dafür, dass den Ansichten 

von Arbeitnehmervertretern und 

Umweltgruppen Rechnung getragen 

wurde. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der für eine Nichtförderanlage 

vorzusehende Gefahrenbericht enthält die 

in Anhang II Teile 3 und 5 angegebenen 

Details. 

1. Der für eine Nichtförderanlage 

vorzusehende Gefahrenbericht enthält die 

in Anhang II Teile 3 und 5 angegebenen 

Details sowie den Nachweis dafür, dass 

den Ansichten von 

Arbeitnehmervertretern und 

Umweltgruppen Rechnung getragen 

wurde. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 28 – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3a. Die Kommission, das Forum der 

Offshore-Aufsichtsbehörden der EU und 
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die betreffenden zuständigen Behörden 

arbeiten mit anderen internationalen 

Gremien und Betreibern aus der EU 

zusammen, um weltweit die Anwendung 

höchstmöglicher Sicherheits- und 

Umweltnormen voranzutreiben. 

Begründung 

In Bezug auf die Durchsetzung einer Vorschrift für Unternehmen aus der EU, sich bei ihrer 

Tätigkeit weltweit nach EU-Normen zu richten, bestehen erhebliche Schwierigkeiten, vor 

allem, weil die Betreiber sich nach der Gesetzgebung/Rechtshoheit des Landes, in dem sie 

tätig sind, richten müssen. Die Betreiber müssen neben der Einhaltung der vor Ort geltenden 

Rechtsvorschriften jedoch auch sicherstellen, dass sie bei all ihren Tätigkeiten anerkannte 

bewährte Verfahren einsetzen. Es ist Aufgabe der Kommission und des Forums der Offshore-

Aufsichtsbehörden der EU, dies sorgfältig zu überwachen. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Der Betreiber erprobt regelmäßig die 

Wirksamkeit der internen 

Notfalleinsatzpläne. 

5. Der Betreiber macht die internen 

Notfalleinsatzpläne sowie die Ergebnisse 

der Erprobung der Einsatzkapazitäten auf 

ihre Wirksamkeit öffentlich zugänglich. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 30 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Externe Notfalleinsatzpläne werden 

gemäß den Bestimmungen der Anhänge I 

und V erstellt und, soweit angebracht, der 

Kommission und der Öffentlichkeit zur 

Verfügung gestellt. 

3. Externe Notfalleinsatzpläne werden 

gemäß den Bestimmungen der Anhänge I 

und V erstellt und, soweit angebracht sowie 

unter gebührender Berücksichtigung des 

Datenschutzes, der Kommission und der 

Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. 

 

Änderungsantrag 22 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 33 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für 

Verstöße der Industrie gegen diese 

Verordnung fest und ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen zur 

Durchsetzung dieser Sanktionen. Die 

Sanktionen müssen wirksam, 

verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für 

Verstöße der Industrie gegen diese 

Verordnung fest und ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen, damit diese 

Sanktionen auf EU-Ebene durchgesetzt 

werden, um eine Verzerrung der 

Sanktionen und dadurch bedingte 

Abweichungen in den Regionen zu 

vermeiden. Die Sanktionen müssen 

wirksam, verhältnismäßig und 

abschreckend sein. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 –  Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. In Artikel 2 wird folgender Absatz 

eingefügt: 

 „5a. „Meeresgewässer“ alle Gewässer, die 

in den Geltungsbereich der 

Richtlinie 2008/56/EG fallen;“ 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 37a 

 Änderung der Richtlinie 2008/99/EG über 

den strafrechtlichen Schutz der Umwelt 

 1. In Artikel 3 wird folgende Nummer 

angefügt:  

 „ia) ein schwerer 

Ölverschmutzungsunfall.“; 
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 2. In Anhang A wird ein Gedankenstrich 

mit folgendem Wortlaut angefügt:  

 „– Verordnung EG Nr. XX/XX/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

über die Sicherheit von Offshore-

Aktivitäten zur Prospektion, Exploration 

und Förderung von Erdöl und Erdgas“ 
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